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Pflüger, MonaVon: Kern, Claudia <Claudia.Kern@hwk-stuttgart.de>Gesendet: Donnerstag, 3. Mai 2018 10:02An: Pflüger, MonaCc: info@kh-lb.deBetreff: AW: Bebauungsplan "Bruhweg II" in Gerlingen - Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 (1) BauGBSehr geehrte Frau Pflüger,   zu diesem Bebauungsplan haben wir folgende Bedenken:   Im Flächennutzungsplan ist richtigerweise die Grünfläche als Puffer zwischen Gewerbegebiet und Wohngebiet eingeplant. Mit Aufstellung dieses Bebauungsplanes soll abweichend hiervon nun auch östlich der Grünfläche Wohngebiet unmittelbar angrenzend an das eingeschränkte Gewerbegebiet ausgewiesen werden. Hiermit entfällt die Funktion der Grünfläche als Puffer. Damit wird der Konflikt zwischen Wohnen und Gewerbe gerade nicht gelöst, sondern verschärft. Dieses unmittelbare Nebeneinander von Wohnen und Gewerbe führt zu einer Konfliktsituation, die ggf. ausschließlich zulasten der zukünftigen Gewerbebetriebe gelöst werden kann. Auch die Ausweisung als eingeschränktes Gewerbegebiet ändert an dieser Tatsache nichts, da die Immissionsrichtwerte des angrenzenden Wohngebietes entscheidend sind.   Wir regen deshalb an, wie im Flächennutzungsplan vorgesehen, nur westlich der Grünfläche ein Wohngebiet auszuweisen.   Bitte beteiligen Sie uns am weiteren Verfahren und informieren uns über das Ergebnis der Abwägung.   Freundliche Grüße   Claudia Kern  Geschäftsbereich Unternehmensservice   Handwerkskammer Region Stuttgart  Heilbronner Straße 43 70191 Stuttgart    Telefon:     0711 1657-220 Fax:          0711 1657-873 E-Mail:       Claudia.Kern@hwk-stuttgart.de Internet:    www.hwk-stuttgart    Auftaktveranstaltung zur „Personaloffensive Handwerk 2025“ am 2. Mai mit Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut: Personal finden, binden und führen. Anmeldung und Infos: www.hwk-stuttgart.de/auftakt   Entstaubt, geschliffen und frisch poliert. Das neue Image des Handwerks: www.handwerk.de   
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Stadtbauamt 
- Umwelt- und
Stadtplanung

Markus Beutner 

Am Laien 1 
71254 Ditzingen 

G 

Fon: 07156/164-223 
Fax: 07156/164-8223 

Beutner@ditzingen.de 

04.05.2018 -
Az.: 621.25 

Bebauungsplan Bruhweg II - Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange gern. §4 Abs. 1 BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

herzlichen Dank für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren „Bruhweg II". Wir haben zur 
vorgelegten Planung folgendes anzumerken: 

Verkehr 
Das Baugebiet wird voraussichtlich mehrere tausend Fahrten pro Tag erzeugen, ein Großteil 
davon wird den Autobahnanschluss Feuerbach zum Ziel haben und über das Straßennetz in 
Ditzingen stattfinden. Dies wird zu erheblichen Mehrbelastungen der Knotenpunkte auf der 
Gemarkung Ditzingen führen, deren Leistungsfähigkeit ursächlich durch die Aufsiedlung des 
Wohn- und Gewerbegebiets beeinträchtigt wird. Die Belange der Stadt Ditzingen sind hier 
berührt. 
Bei einem Baugebiet dieser Größenordnung ist die Erstellung eines Verkehrsgutachtens, welches 
die verkehrlichen Auswirkungen des Vorhabens qualifiziert erfasst und gutachterlich 
prognostiziert unumgänglich und zwingend erforderlich. Die aus dem Gutachten gewonnenen 
Erkenntnisse werden der Maßstab für weitere Entscheidungen der Stadt Ditzingen zum geplanten 
Projekt sein. 
In der Stadt Ditzingen liegen aktuelle Zähldaten vor, Frau Kamp, die Leiterin der Abt. Verkehr und 
Grünflächen, kann Ihnen diese als Unterstützung gerne zur Verfügung stellen. 

Die Stadt Ditzingen regt zudem an intensiv zu prüfen, welche verkehrlichen Alternativen sich 
anbieten. Diese sollten sinnvollerweise auch - wie seitens des RP Stuttgart andiskutiert - eine 
Umfahrung zur AS Feuerbach umfassen. 

Entwässerung / Hochwasserschutz 
Das vorgestellte Entwässerungskonzept ist hinsichtlich des Umgangs mit Regenwasser sehr 
vielversprechend. Den Bemühungen der Städte und Gemeinden im Einzugsgebiet der Glems, 
künftig Hochwasserereignisse wie bspw. in den Jahren 2010 und 2011 zu vermeiden, scheint die 
Konzeption Rechnung zu tragen. 



Zum Schutz vor Starkregengefahren sind die Rückhaltevolumina so zu dimensionieren, dass das 
anfallenden Regenwasser im Plangebiet rückgehalten, versickert und allenfalls gedrosselt in den 
Aischbach eingeleitet wird. Bemessungsgrundlage hierfür sollte - wie z.B. auch in Ditzingen 
praktiziert - ein 100-jähriges Regenereignis plus 15 %igem Klimaaufschlag sein. Wir bitten das 
Büro geomer aus Heidelberg mit in die Planungen einzubeziehen. 

Einzelhandel 

In den Gewerbegebieten ist Einzelhandel nicht ausgeschlossen, so dass mehrere tausend 
Quadratmeter Verkaufsfläche realisiert werden können. Dies kann zu negativen Auswirkungen auf 
den Einzelhandel in Ditzingen führen und die Belange der Stadt Ditzingen berühren. Wir bitten 
daher um Erstellung eines qualifizierten Einzelhandelsgutachtens, welches die Flächenpotenziale 
beziffert, bewertet und die Auswirkungen auf die Nachbarkommunen darstellt. 

Ein Ausschluss von Einzelhandel in den Wohn- und Gewerbegebieten bzw. im urbanen Gebiet 
wäre aus Sicht der Stadt Ditzingen ebenfalls zielführend. 

Wir bitten um weitere Beteiligung im Bebauungsplanverfahren. 
Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Markus Beutner 
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Pflüger, MonaVon: Trovato Rosaria <trovato@region-stuttgart.org> im Auftrag von Planung <planung@region-stuttgart.org>Gesendet: Donnerstag, 24. Mai 2018 13:53An: Pflüger, MonaCc: Baumgaertner ChristineBetreff:  Vorläufige Stellungnahme des Verbands Region Stuttgart zum Bebauungsplan "Bruhweg II" in GerlingenAnlagen: auslobung_2019.pdf Vorläufige Stellungnahme des Verbands Region Stuttgart zum Bebauungsplan "Bruhweg II" in Gerlingen, gemäß § 4 Abs. 2 BauGB Ihr Schreiben vom 27.03.2018   Sehr geehrte Frau Pflüger,  vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Bebauungsplanverfahren. Zum derzeitigen Planungsstand kann folgende vorläufige Stellungnahme abgegeben werden:   Die Planung sieht die Entwicklung einer kombinierten Wohn- bzw. Mischbaufläche in Verbindung mit einer Gewerbefläche vor. Innerhalb des Gebietes ist eine großzügig angelegte Grünfläche geplant. Außerdem werden die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen der vorliegenden Planung innerhalb des Geltungsbereiches Bebauungsplans festgesetzt. Die vorgesehene städtebauliche Konzeption entspricht somit den Darstellungen des rechtsverbindlichen Flächennutzungsplans. Der Regionalplan gibt gemäß Plansatz 2.4.0.8 für die Stadt Gerlingen als Kommune mit verstärkter Siedlungstätigkeit als regionalplanerisches Ziel eine Bruttowohndichte von mindestens 60 Einwohnern pro Hektar für vor. Dieser Wert ist den weiterführenden Planungen zu Grunde zu legen. Ferner liegt das Plangebiet nach Plansatz 3.2.2 (G) des Regionalplanes in einem Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft. Der Erhaltung der besonders geeigneten landwirtschaftlichen Bodenflächen ist bei der Abwägung ein besonderes Gewicht beizumessen.  Die regionalplanerische Stellungnahme steht unter Gremienvorbehalt. Sobald die Planunterlagen weiter ausgearbeitet sind, wird eine verbindliche Stellungnahme abgegeben. Daher wird um weitere Beteiligung am Bebauungsplanverfahren gebeten.  Für umweltbezogene Informationen wird auf den Klimaatlas und dem Biotopinformations- und Managementsystem (BIMS-Daten) der Region Stuttgart hingewiesen. Entsprechende Daten können zur Verfügung gestellt oder unter  http://www.region-stuttgart.org/information-und-download/geoinformationen/   eingesehen werden.  Des Weiteren möchten wir Sie gerne darauf aufmerksam machen, dass mit der Auslohnung zur Kofinanzierung 2019 (siehe Anhang) das Förderspektrum um landschaftsgestalterische Maßnahmen in verdichteten Wohngebieten erweitert wurde. Möglicherweise ist dies für die Stadt Gerlingen in Zusammenhang mit der städtebaulichen Entwicklung und Gestaltung des Gebietes „Bruhweg II“ von Interesse.  Der Verband Region Stuttgart bezuschusst mit dem Programm des Landschaftsparks Region Stuttgart jedes Jahr kommunale Projekte, die dazu beitragen, die Naherholungsqualität zu erhöhen. Die Vergabe erfolgt im Rahmen eines Wettbewerbs, der jeden Herbst ausgelobt wird. Jährlich stehen dafür rund 1,5 Millionen Euro Kofinanzierungsmittel zur Verfügung.  Bei weiteren Fragen können Sie sich gerne an uns wenden.  Mit freundlichen Grüßen 
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Rosaria Trovato  Verband Region Stuttgart Referentin für Bauleitplanung Kronenstraße 25 70174 Stuttgart Tel    0711 22759-43 Fax   0711 22759-70 E-Mail  trovato@region-stuttgart.org Beteiligung unter planung@region-stuttgart.org Info  www.region-stuttgart.org     
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 Bebauungsplanverfahren Bruhweg II, Gerlingen 

Hier: Frühzeitige Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

Ihr Schreiben vom 09.05.2018 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Frau Pflüger, 

 

vielen Dank für die Beteiligung an o.g. Verfahren. Die Unterlagen wurden ins Intranet 

eingestellt bzw. durch Ref. 21 ausgelegt und damit den Fachabteilungen im Hause 

zugänglich gemacht. 

 

Auf dem von Ihnen vorgelegten Formblatt wurde das Feld „entwickelter 

Bebauungsplan“ angekreuzt.  

 

Nach dem Erlass des Regierungspräsidiums vom 10.02.2017 erhalten Sie keine 

Gesamtstellungnahme des Regierungspräsidiums. Die von Ihnen benannten 

Fachabteilungen nehmen - bei Bedarf - jeweils direkt Stellung. 

 

Das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere Raumordnungsbehörde zu der 

oben genannten Planung folgendermaßen Stellung: 
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Plansatz 3.1.9 (Z) Landesentwicklungsplan 2002 (im Folgenden: LEP) ist zu beach-

ten. Danach ist die Siedlungsentwicklung vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu 

sind Möglichkeiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und Bau-

landreserven zu berücksichtigen sowie Brach-, Konversions- und Altlastenflächen 

neuen Nutzungen zuzuführen. Die Inanspruchnahme von Böden mit besonderer Be-

deutung für den Naturhaushalt und die Landwirtschaft ist auf das Unvermeidbare zu 

beschränken. 

 

Hinzuweisen ist auch auf Plansatz 5.3.2 (Z) LEP, nach welchem die für eine land- und 

forstwirtschaftliche Nutzung gut geeigneten Böden und Standorte, die eine ökono-

misch und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, als zentrale Produktions-

grundlage geschont werden sollen; sie dürfen nur in unabweisbar notwendigem Um-

fang für andere Nutzungen vorgesehen werden. Die Bodengüte ist dauerhaft zu be-

wahren. Vor diesem Hintergrund sollte, sofern der Bedarf nachgewiesen werden 

kann, noch eine vertieftere Alternativenprüfung stattfinden.  

 

Das Plangebiet liegt zudem in einem Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft. Nach Plan-

satz 3.2.2 (G) Regionalplan Verband Region Stuttgart (im Folgenden: Regionalplan) 

werden zusammenhängende Gebiete, in denen die Landwirtschaft besonders günsti-

ge Voraussetzungen für eine wirtschaftliche und ressourcenschonende Produktion 

vorfindet (Vorrangflur Stufe I gemäß Flurbilanz) als Vorbehaltsgebiete für die Land-

wirtschaft festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. In diesen Vorbehalts-

gebieten ist der Erhaltung der besonders geeigneten landwirtschaftlichen Bodenflä-

chen bei der Abwägung mit konkurrierenden Nutzungen ein besonderes Gewicht bei-

zumessen. 

 

Eine im östlichen Bereich des geplanten Bebauungsplans liegende Fläche sieht die 

Raumnutzungskarte des Regionalplans als Siedlungsfläche für Industrie und Gewer-

be vor.  

 

Aus der Begründung zum Bebauungsplan ist eine Flächenbilanz bislang nicht ersicht-

lich und sollte entsprechend ergänzt werden. Aus der Flächenbilanz sollte sich erge-

ben, welchen Flächenumfang die geplanten Baugebiete jeweils in Anspruch nehmen. 

Ebenfalls ist in der Flächenbilanz auf die Darstellung der Verfügbarkeit und Nutzbar-

keit der vorhandenen Potenziale abzustellen. Wünschenswert wären beispielsweise 

auch Ausführungen zur Bevölkerungsentwicklung und zu kommunalen und privaten 

Flächenreserven bzw. den ergriffenen Mobilisierungsstrategien.  
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Aus raumordnerischer Sicht wird darauf hingewiesen, dass insbesondere § 1 Abs. 3 

bis Abs. 5 sowie § 1 a Abs. 2 BauGB zu beachten sind. Diesen Regelungen sind in 

der Begründung angemessen Rechnung zu tragen. In der Begründung fehlen bislang 

Ausführungen zur Erforderlichkeit der Planung. Diese sind insbesondere angesichts 

der Größe des Plangebiets umfassend zu ergänzen. 

 

Der Bedarf ist stets aktuell zum Planungszeitpunkt zu bestimmen; ein Verweis auf 

einen früheren Zeitpunkt, etwa der Aufstellung des Flächennutzungsplans, ist nicht 

ausreichend, da zwischenzeitlich eingetretene Veränderungen hierbei naturgemäß 

nicht berücksichtigt sind. 

 

Aus Sicht des Regierungspräsidiums Stuttgart empfiehlt sich, den Nachweis des Be-

darfs orientiert an den Hinweisen des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Woh-

nungsbau vom 15.02.2017 zur Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise 

im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach §§ 6 und 10 Abs. 2 BauGB des Mi-

nisteriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau vom 15.02.2017 (Plausibilitäts-

hinweisen), vorzunehmen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass nach PS 2.4.0.8 (Z) Regionalplan für die Gemeinde 

Gerlingen als sonstige Gemeinde mit verstärkter Siedlungstätigkeit beim Wohnungs-

bau eine Bruttowohndichte von 60 Einwohnern pro Hektar erreicht werden soll. Ziele 

der Raumordnung sind nach § 4 Abs. 1 ROG i.V.m. § 1 Abs. 4 BauGB strikt zu be-

achten. Bei den Werten besteht eine ausreichende Flexibilität für die Gemeinden, da 

die Werte als Durchschnittswerte für die Gemeinde angesehen werden, d.h. es kann 

bei Gebieten mit etwas höheren Werten auch Gebiete mit niedrigeren Werten geben. 

Im weiteren Verfahren sollen daher noch Ausführungen in die Unterlagen mit aufge-

nommen werden, welche zeigen, wie mit den Dichtevorgaben nach PS 2.4.0.8 (Z) 

Regionalplan umgegangen wurde.  

 

Auch im Hinblick auf die geplanten Gewerbeflächen sind im Bebauungsplanverfahren 

Angaben zum Bedarf zu machen. Hierbei sind ebenfalls die Hinweise für die Plausibi-

litätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit 

und Wohnungsbau vom 15.02.2017 zu beachten.  

Es sind u.a. auch die nicht bebauten Gewerbeflächen im beplanten und unbeplanten 

Bereich, einschließlich betrieblicher Reserveflächen, Flächen mit Nutzungspotentialen 
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für gewerbliche Anlagen in anderen Bestandsgebieten sowie Beteiligungen an inter-

kommunalen Gewerbegebieten noch nicht dargestellt. Dies ist nachzuholen. 

 

Im weiteren Verfahren sollte ebenfalls auf die Verfügbarkeit der Flächen im Plange-

biet eingegangen werden.  

 

Nach § 6a BauNVO ist Einzelhandel in einem Urbanen Gebiet grdsl. zulässig. Auch 

im geplanten eingeschränkten Gewerbegebiet sind Gewerbebetriebe, die das Woh-

nen nicht wesentlich stören, zulässig. Dies erfasst auch Einzelhandelsbetriebe. Wir 

verweisen in diesem Zusammenhang auf die Agglomerationsregelungen von Einzel-

handelsbetrieben nach PS 2.4.3.2.8 (Z) Regionalplan. Eine Agglomeration entsteht, 

wenn räumlich nahe beieinander liegend mehrere Einzelhandelsbetriebe errichtet 

werden bzw. neue Einzelhandelsbetriebe zu bestehenden hinzutreten oder beste-

hende Einzelhandelsbetriebe erweitert oder umgenutzt werden, sodass die Verkaufs-

fläche der räumlich nahe beieinander liegenden Einzelhandelsbetriebe größer als 

800m² ist. Nach PS 2.4.3.2.8 (Z) Regionalplan sind Agglomerationen von Einzelhan-

delsbetrieben in den Ortskernen aller Gemeinden zulässig soweit sie keine schädli-

chen überörtlichen Wirkungen, insbesondere auf die zentralörtlichen Siedlungs- und 

Versorgungskerne, die wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung anderer Gemein-

den oder deren Ortskernen, entfalten.  

 

Es sollte mit Hilfe geeigneter Festsetzungen im Bebauungsplan dafür gesorgt wer-

den, dass es nicht zu Agglomerationen kommen kann. Andernfalls sind noch weitere 

Ausführungen bzw. Gutachten erforderlich, dass schädliche Wirkungen im Sinne des 

PS 2.4.3.2.8 (Z) Regionalplan nicht zu erwarten sind bzw. sollte auf eine eventuelle 

Lage im Ortskern eingegangen werden.  

 

Da der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wird, ist der 

Flächennutzungsplan gem. § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren zu ändern. Wir 

gehen davon aus, dass die Änderung des FNP zeitnah betrieben wird. 

Wir weisen darauf hin, dass der Bebauungsplan genehmigungspflichtig ist, wenn der 

Flächennutzungsplan nach Satzungsbeschluss des Bebauungsplans noch nicht 

rechtskräftig ist. 

 

Eine abschließende raumordnerische Beurteilung des Vorhabens kann aus vorge-

nannten Gründen derzeit noch nicht erfolgen. Die Planunterlagen sind entsprechend 

zu ergänzen. Bislang bestehen gegen die Planung Bedenken.   
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Hinweis: 

Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des Erlasses zur 

Koordination in Bauleitplanverfahren vom 10.02.2017 mit jeweils aktuellem Form-

blatt (abrufbar unter https://rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Bauen/Bauleitplanung/Seiten/default.aspx). 

 

Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu werden.  
 
 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

gez. Dr. Nina Rohrberg-Braun  
 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Bauen/Bauleitplanung/Seiten/default.aspx


















 

Referat 32 Stuttgart, 12.6.18 
Name: Kästle 
Telefon: 13207 
Az.: 32-2434.2 / LB 
BPl Gerlingen BruhwegII Stgn21.doc 

 
Referat 21    im   H a u s e  
 
Bebauungsplan  „Bruhweg II“ in Gerlingen,  TÖB - Beteiligung 
Az. 21-2434.2 / LB,  mail vom   Januar 2014 
 
 
 
Mit dem Planungsgebiet „Bruhweg II“ am nordwestlichen Ortsrand von Gerlingen sollen 
noch vorhandene Freiflächen für die Bebauung zur Verfügung gestellt werden.. 
 
Die derzeitige Flächennutzung der Flurstücke im Bruhweg ist weitgehend Acker.  
In der Flurbilanz ist die Fläche aufgrund der in der Gegend guten Boden- und der ebenfalls 
guten agrarstrukturellen Verhältnisse als Vorrangflur Stufe I eingestuft.  Für den LK  LB 
ist dies damit ein für die Landwirtschaft sehr gut geeigneter Standort und laut LEP für 
die landwirtschaftliche Nutzung unverzichtbar.  
 
Grundsätzlich bestehen unsererseits zur Planung deshalb Bedenken.  
 
Voraussetzung für die Abwägung ist  die entsprechende Darstellung des öffentlichen  
Belanges der Landwirtschaft. Bisher taucht der Begriff der Flurbilanz in den Unterlagen 
nicht auf (keine Karte Flurbilanz). Damit findet die Darstellung der öffentlichen landwirtschaft-
lichen Belange nicht statt und ist für eine ordnungsgemäße Abwägung nicht ausreichend.  
 
Über die agrarstrukturellen Belange hinaus sind ggf einzelbetriebliche Belange darzu-
legen. Auch muß die Erschließung der Grundstücke bei Veränderungen im Feldwegenetz 
weiterhin gegeben sein. 
 
Um eine weitere Belastung der landwirtschaftlichen Betriebe mit Produktionsflächenver-
lusten auszuschließen, sollten für erforderliche Eingriffs-Ausgleichsmaßnahmen möglichst 
keine weiteren Acker-/Intensivgrünlandflächen in Anspruch genommen werden. Nach  
§ 15.3 BNatschG ist auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht zu nehmen, insbesondere sind 
für die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Böden nur im notwendigen Umfang 
zu beanspruchen. Soweit möglich kann der Ausgleich auch durch Maßnahmen,    die der 
dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts dienen, erbracht werden, damit keine weiteren 
Flächen aus der Nutzung genommen werden müssen.  
Grundsätzlich sollten Eingriffs-Ausgleichs-Maßnahmen im Detail mit der ULB bzw den be-
wirtschaftenden Landwirten / Gärtnern auch der Nachbargrundstücke abgestimmt werden. 
 
Die hier vorgesehene Bereitstellung für Flächen zum Zwecke des „Urban gardening“ wird 
kritisch gesehen; soweit sie die Vergrößerung des Plangebietes bedeutet, führt sie zur Ver-
ringerung landwirtschaftlicher Flächen für die regionale und verbrauchernahe Erzeugung. 
 
 
 
 
 
 

Kästle 


















